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Formloser Überprüfungsantrag  
Rücknahme eines rechtswidrigen nicht begünstigenden Verwaltungsaktes (§ 44 SGB X)  
 
 
Die Einleitung eines Überprüfungsverfahrens nach § 44 SGB X (10. Sozialgesetzbuch, Sozialverwaltungsver-
fahren und Sozialdatenschutz) bietet eine wirkungsvolle Möglichkeit, auch ältere Bescheide nochmals 
durch die Behörde, die den fraglichen Bescheid erteilte, überprüfen zu lassen. So können Sie die Abände-
rung eines rechtswidrigen Bescheids erwirken oder im Wege der Widerspruchseinlegung gegen den Über-
prüfungsbescheid vorgehen.  
 
 

Welche Fristen muss ich beachten? 

▪ Rücknahme-, Aufhebungs- und Erstattungsbescheide sind rückwirkend für einen Zeitraum von vier Jah-
ren formlos möglich.  

▪ Achtung: Die Rückwirkungsfrist bei Anträgen, die sich auf SGB II- und SGB XII-Leistungen (Grundsiche-
rung für Arbeitssuchende beziehungsweise Nichterwerbsfähige) beziehen, ist auf ein Jahr beschränkt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

In welchen Fällen kann ich einen Überprüfungsantrag stellen? 

Nach § 44 SGB X ist ein Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückzunehmen, soweit sich im Einzelfall ergibt, dass bei Erlass eines Verwaltungsakts  

▪ das Recht unrichtig angewandt wurde oder von einem Sachverhalt ausgegangen worden ist, der sich als 
unrichtig erweist  

und  

▪ deshalb Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht oder Beiträge zu Unrecht erhoben worden sind. 
 
Auf der ersten Stufe hat die Behörde zu entscheiden, ob sie trotz der Bestandskraft des früheren Verwal-
tungsakts überhaupt in eine sachliche Prüfung der Voraussetzungen seiner Rücknahme eintreten darf oder 
dies sogar muss. Unter folgenden Bedingungen ist die Behörde zur Prüfung und Bescheidung verpflichtet: 

▪ Bei nachträglicher Änderung der Sach- oder Rechtslage,  

▪ beim Vorliegen neuer günstiger Beweismittel  

▪ oder bei Wiederaufnahmegründen  
 

Hinweis: 
Der Überprüfungsantrag gibt Ihnen im Sozialrecht die besondere Möglichkeit, Bescheide auch dann prü-
fen zu lassen, wenn Sie die Widerspruchs- oder Klagefrist versäumt haben.  

Wir empfehlen Ihnen, dies gegebenenfalls durch einen Anwalt prüfen und durchführen zu lassen! 
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Wann kommt dieses Rechtsmittel nicht in Frage? 
 
▪ Ergibt sich im Rahmen eines Antrags auf einen Zugunsten-Bescheid allerdings nichts, was für die Un-

richtigkeit der Vorentscheidung sprechen könnte, darf sich die Verwaltung ohne jede Sachprüfung auf 
die Bindungswirkung berufen. Denn sie soll nicht durch aussichtslose Anträge, die beliebig oft wieder-
holt werden können, wieder zu einer neuen Sachprüfung gezwungen werden.  

▪ Werden zwar neue Tatsachen oder Erkenntnisse vorgetragen und neue Beweismittel benannt, ergibt 
aber die Prüfung, dass die vorgebrachten Gesichtspunkte nicht tatsächlich vorliegen oder für die frühe-
re Entscheidung nicht erheblich waren, darf sich die Behörde ebenfalls auf die Bindungswirkung stüt-
zen.  

Nur wenn die Prüfung zu dem Ergebnis führt, dass ursprünglich nicht beachtete Tatsachen oder Erkenntnis-
se vorliegen, die für die Entscheidung wesentlich sind, ist ohne Rücksicht auf die Bindungswirkung erneut 
zu entscheiden. 
 
 
 
 
 
 

 

Formulierungshilfe 
 

 
An die  
Behörde (die den fraglichen Bescheid erteilte) 
 

Ort, Datum 
 
Antrag gemäß § 44 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
hiermit beantrage ich die Überprüfung der Entscheidung vom….......... / Aktenzeichen….................. gemäß 
§ 44 SGB X. 
 
Begründung: …….Hier sollten Sie detailliert Ihre individuelle Situation darlegen, die Bezug nimmt auf Ihren 
damals gestellten Antrag und die die gegenwärtig noch immer bestehende Situation betrifft. Sie sollten 
Tatsachen richtig stellen und dafür Nachweise / Erklärungen beifügen. 
 
Aus diesem Grund bitte ich den Bescheid vom........ zu überprüfen. 
 
Mit freundlichen Grüßen  
Unterschrift 
 

Rechtsprechung: 
LSG Berlin-Brandenburg Urteil vom 22.12.2011 (L 34 AS 2050/11 B PKH). Dieser Rechtsprechung haben 
sich mehrere Instanzgerichte und ein Teil der Literatur angeschlossen.  
 


